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Vorwort zur fünften Auflage
Das Bürgergeldgesetz (Zwölftes Gesetz zur Änderung des Zweiten Buches Sozialge­
setzbuch und anderer Gesetze – Einführung eines Bürgergeldes BGBl. I 16.12.2022) 
hat umfangreiche Änderungen des SGB II und anderer Gesetze mit sich gebracht. Das 
Arbeitslosengeld II und das Sozialgeld werden ab dem 1. Januar 2023 nunmehr Bür­
gergeld genannt.

Die Umbenennung ist nicht nur schlichte Kosmetik, sondern wird der Kernaufgabe 
des SGB II besser gerecht als die Bezeichnung als Arbeitslosengeld II. Denn anders als 
bei Einführung des SGB II am 1. Januar 2005 ist die Arbeitslosigkeit stark gesunken, 
und zwar von 4,8 Millionen auf 2,6 Millionen im Jahr 2023. Gleichzeitig ist die Zahl 
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten von 26 Millionen auf knapp 35 Millio­
nen gestiegen. Von den 5,5 Millionen Beziehern der Leistungen nach dem SGB II sind 
1,7 Millionen arbeitslos und 3,8 Millionen erwerbsfähig. Von Langzeitarbeitslosig­
keit betroffen sind in erster Linie Personen ohne Berufsabschluss.

Vor diesem Hintergrund hat der Gesetzgeber mit der Bürgergeldreform einen Para­
digmenwechsel vorgenommen und den Grundsatz der Vermittlung in Arbeit gegen­
über der langfristigen Eingliederung in Arbeit hintangestellt. Die fachliche Qualifizie­
rung wird für arbeitslose Leistungsberechtigte ab dem 1. Juli 2023 mit dem Bürger­
geldbonus und dem Weiterbildungsgeld und der Weiterbildungsprämie finanzielle 
Anreize geschaffen, eine Ausbildung aufzunehmen und abzuschließen.

Die Sanktionen, nach denen der Anspruch auf Leistungen vollständig eingestellt 
werden konnten wurden nachhaltig entschärft, nunmehr als Leistungsminderungen 
bezeichnet und auf 30% des Regelbedarfes beschränkt.

Der Regelbedarf wurde für alleinstehende Leistungsberechtigte von 449 auf 
502 EUR, die Freibeträge für Hinzuverdienste im Bereich von 520 bis 1.000 EUR 
moderat von 20% auf 30% erhöht. Die Anrechnung von einmaligen Einnahmen 
wurde wesentlich vereinfacht, so dass die Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes 
zu modifizierten Zuflusstheorie weitestgehend leerläuft.

Umfangreiche Änderung wurden auch hinsichtlich der Anrechnung von Vermögen 
vorgenommen. Es wurde hinsichtlich der Anrechnung eine Karenzzeit von einem Jahr 
eingeführt, in der nur erhebliches Vermögen berücksichtigt wird. Nach Ablauf der 
Karenzzeit betragen die Vermögensfreibeträge nunmehr für jedes Mitglied der Be­
darfsgemeinschaft 15.000 EUR. Das selbstgenutzte Eigenheim oder die selbstgenutzte 
Eigentumswohnung sind nunmehr bis zu einer Wohnfläche von 140 bzw. 130 qm ge­
schützt. Der Gesetzgeber hat hier eine leicht zu handhabende Grenze der Angemes­
senheit eingeführt, die sich an den realen Verhältnissen orientiert.

Diese Änderungen sind Anlass für die 5. Auflage des Handbuchs. Die Neuauflage be­
rücksichtigt dabei nicht nur sämtliche Einzelheiten der Reform und passt ua alle Be­
rechnungsbeispiele an; sie wendet sich nun auch zusätzlich, neben der Anwaltschaft, 
explizit und erweitert an Verwaltungen und Beratungsstellen. Hierfür sind insbeson­
dere die §§ 2 bis 7 des Werkes gedacht, die die notwendigen Grundlagen des Ver­
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ständnisses der Ansprüche nach dem Bürgergeldgesetz vermitteln und auf einzelne 
Besonderheiten und Schwierigkeiten hinweisen. Aber auch die Grundlagen des Ver­
waltungsverfahren im Grundsicherungsrecht und das gerichtliche Verfahren sind für 
nichtanwaltliche Berater zunehmend von Bedeutung, denn es ist davon auszugehen, 
dass die Anwaltschaft, aufgrund ihrer Verjüngung, nicht mehr im gleichen Umfang 
wie bisher Bürger vor den Sozialgerichten vertreten wird. Beibehalten sind die spezi­
ellen Hinweise zum Gebührenrecht in § 7, die sich in erster Linie an die Anwaltschaft 
richten. Damit bleibt das Handbuch (in der 4. Auflage: „Das Hartz-IV-Mandat“) 
nach wie vor das Beratungshandbuch für die Anwaltschaft, erweitert aber seinen 
Nutzerkreis.

Meine Mitarbeiterin Frau Vera Munz hat mir während der Arbeit an der Neuauflage 
im Büro den „Rücken freigehalten“ und Frau Andrea Schneider vom Nomos Verlag 
hat mit großem Einsatz wesentlich zum Gelingen der vorliegenden Auflage beigetra­
gen. Hierfür spreche ich meinen allerherzlichsten Dank aus. Ich danke ausdrücklich 
auch der Arbeitsgemeinschaft Sozialrecht des DAV für die gute Zusammenarbeit.

Potsdam, im Januar 2023 Ludwig Zimmermann

Vorwort zur fünften Auflage
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